
 
 
        Magdeburg, den 17.04.2015 
        jl-ck 
 
Sitzung des HFA Nr.  47 

Datum:    29.04.2015 

Ort:     Magdeburg, SGSA, Sternstraße 3 

Bearbeiter:   Jörn Langhoff  
 
TOP 7 Entwurf zur Neufassung der Verordnung zur Durchführung 

des Gemeindefinanzreformgesetzes (GemFinRefG) 
___________________________________________________________________________ 
 
Anlagen: Entwurf Verordnung Durchführung Gemeindefinanzreformge-

setz (Anlage 1) 
     

Anschreiben des SGSA vom 26.02.2015 (Anlage 2)  
 
Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes vom 
17.03.2015 (Anlage 3)  

___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:   
___________________________________________________________________________ 
 
 
Begründung: 
 
Mit Schreiben vom 26.02.2015 haben wir u.a. die Mitglieder des Haushalts- und Finanzaus-
schusses über den mit Datum vom 18.03.2015 durch das Ministerium der Finanzen (MF) zur 
Verfügung gestellten Entwurf für eine Verordnung zur Durchführung des Gemeindefinanzre-
formgesetzes (GemFinRefG) informiert und um Stellungnahme zu den aufgeworfenen Ände-
rungsvorschlägen gebeten. Der Entwurf sieht folgende wesentliche Änderungen vor: 
 
 Die Verschiebungen der Zahlungstermine beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 

(GA ESt) und beim Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer (GA USt) und aufgrund der Ver-
rechnung mit dem GA ESt auch bei der Gewerbesteuerumlage (GewSt-U),  
 

 die Verschiebungen der Meldepflichten bei der Gewerbesteuerumlage, 
 

 die aus Vereinfachungsgründen zusammenfasenden Darstellung der Regelung für den 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
sowie 
 

 die aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit beabsichtigte Regelung in Form einer Ab-
lösungsverordnung. 

 
Hinsichtlich der konkret vorgesehenen Änderungen verweisen wir auf das als Anlage zum 
Vorbericht beigefügte Schreiben des SGSA vom 26.02.2015.  
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U.a. auch auf Basis lediglich drei (!) eingegangener Stellungnahmen haben wir mit Datum 
vom 17.03.2015 gegenüber dem Finanzminister Stellung genommen. Darin wurden die zu-
sammenfassenden Darstellungen der Regelung für den GA ESt und GA USt sowie die beab-
sichtigte Regelung in Form einer Ablösungsverordnung grundsätzlich begrüßt. Hingegen 
wurde die Verschiebung der Zahlungstermine, vor allem mit Blick auf die eingeführte Ge-
nehmigungspflicht für Liquiditätskredite nach § 110 Abs. 2 KVG abgelehnt. Die Stellung-
nahme ist ebenfalls als Anlage dem Vorbericht beigefügt.  
 
Über den aktuellen Stand wird in der Sitzung am 29.04.2015 berichtet.  
 
Der Ausschuss wird um Aussprache gebeten.  
 

































 

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND 
SACHSEN-ANHALT 

Per E-Mail an die Mitglieder  
1. des Haushalts- und Finanzausschuss  
2. des Arbeitskreises Kommunalabgaben und Steuern  
im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 
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Verordnung zur Durchführung des Gemeindefinanzreformgesetzes (GemFinRefG)  
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
hinsichtlich der Gemeindeanteile aus der Einkommensteuer (GA ESt) und der Umsatzsteuer 
(GA USt) sowie der von den Gemeinden abzuführenden Gewerbesteuerumlage (GewSt-
Umlage) enthält die Verordnung zur Durchführung des GemFinRefG (VO GemFinRefG) 
konkrete Umsetzungsregelung für die Gemeinden in Sachsen-Anhalt. Das Ministerium für 
Finanzen (MF) hat uns mit Schreiben vom 18.02.2015 über einen Entwurf zur Neufassung der 
VO GemFinRefG informiert. Dieser wurde noch nicht einer Rechtsförmlichkeitsprüfung un-
terzogen. Das MF gibt uns bereits die Gelegenheit, wenn auch innerhalb einer relativ kurzen 
Frist, hierzu Stellung zu nehmen. Der Entwurf der VO GemFinRefG ist als Anlage zu diesem 
Schreiben beigefügt.  
 
Der Entwurf zielt auf folgende wesentliche Änderungen ab: 
 
 Verschiebungen der Zahlungstermine beim GA ESt und GA USt und aufgrund der Ver-

rechnung mit dem GA ESt auch bei der GewSt-Umlage,  
 Verschiebungen der Meldepflichten bei der Gewerbesteuerumlage, 
 die aus Vereinfachungsgründen zusammenfasenden Darstellung der Regelung für den GA 

ESt und GA USt sowie 
 die aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit beabsichtigte Regelung in Form einer Ab-

lösungsverordnung. 
 

Die beiden letztgenannten Punkte sind grundsätzlich zu begrüßen. Die Änderungen bei den 
Zahlungs- und Meldepflichten gilt es näher zu betrachten. 
 
  

SGSA, Postfach 4009, 39015 Magdeburg 

Städte- und Gemeindebund  
Sachsen-Anhalt (SGSA) 
- Landesgeschäftsstelle - 
Sternstraße 3, 39104 Magdeburg 
 
Telefon: 0391 5924-300 
Telefax: 0391 5924-444 
 
E-Mail:  post@sgsa.info 
Internet: www.komsanet.de 
 
IBAN: DE56 8105 3272 0036 0029 00 
BIC/SWIFT: NOLADE21MDG 
 

Auskunft erteilt: Herr Langhoff 
Durchwahl: 0391 5924-370 

 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen Datum 
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Änderung der Zahlungstermine und Meldeplichten  
 
Die im Verordnungsentwurf vorgesehenen Änderungen stellen sich wie folgt dar: 
 
 Die Termine für die Abschlagszahlungen beim GA ESt und beim GA USt werden vom 

01.05./01.08./01.11. auf den 05.05./05.08./05.11. verschoben.  
 

 Der Termin für die Vorauszahlung auf die Schlussabrechnung beim GA ESt und beim GA 
USt wird vom 15.12. auf den 10.12. vorverlegt. 
 

 Der Termin für die Schluss- bzw. Endabrechnung beim GA ESt und beim GA USt wird 
vom 01.02. auf den 05.02. des auf das Erhebungsjahr folgenden Jahres verschoben.  
 

 Die zuvor genannten neuen Fristen beim GA ESt gelten auch für die nach wie vor vorge-
sehene Verrechnung mit der von den Gemeinden zu zahlenden Gewerbesteuerumlage.  
 

 Die Termine für die Meldepflichten der Gemeinden bei der Gewerbesteuerumlage werden 
ebenfalls verschoben. Während die Gemeinden die abzuführende Gewerbesteuerumlage 
bisher bis zum 10.01. des auf das Erhebungsjahr folgenden Jahres zu melden hatten, ist 
hier nun der 15.01. als Frist vorgesehen. Die entsprechenden Fristen zur Meldung der zu 
leistenden Abschlagszahlungen und deren Berechnungsgrundlagen verschieben sich eben-
falls um jeweils fünf Tage auf den 15.04./15.07. und 15.10.  
 

Wir haben die geplanten Fristenänderungen in einer Übersicht dargestellt, die wir Ihnen als 
weitere Anlage zu diesem Schreiben beifügen.  
 
Zur Begründung der geplanten Änderungen teilte das Finanzministerium mit Datum vom 
18.02.2015 u.a. folgendes mit: 
 
„Zahlreiche Gemeinden – meist Einheitsgemeinden, die aufgrund des weiterhin geltenden 
alten Ortsrechts in den Ortsteilen mehrere Meldungen abgeben müssen – kommen ihrer Mel-
depflicht für die Gewerbesteuerumlage nur unzureichend nach. Das führt zu einer erhebli-
chen Verzögerung bei der Vorbereitung der Zahlungen, was uns alle noch über viele Jahre 
begleiten wird, bis endlich ein einheitliches Ortsrecht in allen Gemeinden gelten wird. Bisher 
konnten die Verzögerungen nur mit einem nicht zu vertretenden erhöhten Aufwand im Statisti-
schen Landesamt sichergestellt werden.  
 
Mit der Umstellung auf ein SEPA-fähiges Zahlungsverfahren ist ein deutlich höherer Zeitvor-
lauf für die Auszahlungen durch die Landeshauptkasse verbunden. Bei der bestehenden Rege-
lung, die in Anlehnung an die Fristen für die Gewerbesteuerumlage erfolgte, entstehen immer 
wieder praktische Probleme, da die bisherigen Zahlungstermine, festgelegt auf den Monats-
ersten, im Mai und November auf bzw. nach einem Feiertag liegen. Letzterer ist besonders 
problematisch, weil der 31. Oktober (Reformationstag) in Sachsen-Anhalt ebenso ein Feier-
tag ist, und damit ein weiterer Bearbeitungstag ausfällt. Zur Gewährleistung eines reibungs-
losen Zahlungsverfahrens könnten insoweit einerseits, die Regelungen des § 3 Abs. 1 und 2 
jeweils letzter Halbsatz (neu in § 5 Abs. 2 geregelt) ohne Ausnahme angewandt und jede Ge-
meinde deren Meldung der Gewerbesteuerumlage nicht fristgerecht eingeht, von der Zahlung 
der Gemeindeanteile an der Einkommensteuer mit späterem Ausgleich im Zuge der Schluss-
abrechnung bzw. der Festsetzung der Gewerbesteuerumlage ausgeschlossen werden. Zum 
anderen könnte künftig ein Zeitfenster bis jeweils zum 05. des Monats geöffnet werden, 
wodurch das Land den notwendigen Spielraum für die Zahlungen erhält. Die Gemeinden 
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könnten dann spätestens am 05. des jeweiligen Monats über die Finanzmittel verfügen, was 
bei den bisherigen Terminen nicht garantiert werden könnte. Der letzten Variante wurde im 
Interesse der Gemeinden der Vorzug gegeben.  
 
Zudem soll zum Ausgleich der bisherige Zahlungstermin für die Abschlagszahlung vom 15. 
Dezember auf ein Zeitfenster bis spätestens 10. Dezember vorverlegt werden. Zu sehen ist 
auch, dass für den Fall einer den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer übersteigenden 
Gewerbesteuerumlage künftig für die Zahlung der Gemeinden eine Frist bis zum 10. des je-
weiligen Fälligkeitsmonats eingeräumt wird.“ 
 
Anmerkungen 
 
Auf den ersten Blick sollte man der marginalen Verschiebung der Fristen offen gegenüber 
stehen, da sie vor allem der Vereinfachung der technischen Abwicklung dient. Zudem haben 
die beabsichtigen Verschiebungen der Zahlungs- und Meldefristen gewisse ausgleichende 
Effekte. Während die Abschlagszahlungen und die Endabrechnung beim GA USt und beim 
GA ESt und die damit verbundene Verrechnung der Gewerbesteuerumlage bis zu 5 Tage spä-
ter stattfinden sollen, erfolgt andererseits im Dezember eine frühere Vorauszahlung auf die 
Abschlussrechnung. Zudem werden die Fristen der Eilmeldung zur Gewerbesteuerumlage 
verlängert.  
 
Der Hinweis seitens des Finanzministeriums, dass für den Fall einer den Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer übersteigenden Gewerbesteuerumlage künftig die Frist für die Zahlung 
der Gemeinden bis zum 10. des jeweiligen Fälligkeitsmonats eingeräumt wird, ist zumindest 
nach unserem Kenntnisstand seit geraumer Zeit gelebte Praxis. Wie den einzelnen Mustern 
des Statistischen Landesamtes der vergangenen Jahre zur Zahlungsaufforderung zur Umset-
zung des GemFinRefG entnommen werden kann, lagen die Fristen häufig um den 10. des 
jeweiligen Fälligkeitsmonats.  
 
Wie bewerten Sie die im Verordnungsentwurf vorgesehene Verschiebung der Zahlungs- 
und Meldefristen grundsätzlich?  
 
Hinsichtlich der erwähnten Probleme der fristgerechten Eilmeldungen zur Gewerbesteuerum-
lage lagen uns bisher keine Hinweise der Kommunen vor. Dies dürfte eventuell damit zu-
sammenhängen, dass hier lt. Auskunft des Statistischen Landesamtes in der Vergangenheit 
nach einer bilateralen Lösung gesucht wurde. Jedoch hat dieser Abstimmungsprozess und die 
daraus hervorgerufenen Verzögerungen bei der Ausreichungen des GA ESt die Arbeit beim 
Statistischen Landesamt z.T. deutlich erschwert. 
 
Im Falle des Versäumnisses der fristgerechten Eilmeldungen zur GewSt-Umlage war auch in 
der bisherigen VO eine Aussetzung der Auszahlung des GA ESt bereits möglich. Dies wurde 
jedoch nach unserem Kenntnisstand wenn dann nur in seltensten Fällen vollzogen. Die neue 
Regelung in § 5 Abs. 3 VO-E sieht eine Gleichstellung der nicht fristgerecht gemeldeten Ge-
wSt-Umlage mit dem GA ESt vor. Damit erfolgt hier zunächst keine Auszahlung aus dem GA 
ESt. Nach Auskunft des Statistischen Landesamtes können nachgelagerte Eilmeldungen nicht 
bereits beim nachfolgenden Quartal berücksichtigt werden. Insofern dürfte bei einer deutli-
chen Über- bzw. Unterschätzung der GewSt-Umlage aufgrund der Hilfsannahme gemäß § 5 
Abs. 3 VO-E erst bei der Endabrechnung zum 05.02. eine Berücksichtigung der tatsächlichen 
Gewerbesteuerumlage erfolgen. Wir sehen in der vorgesehenen präziseren Regelung in Fällen 
nicht fristgerechter Eilmeldung zur Gewerbesteuerumlage den Versuch, den Druck zur frist-
gerechteren Meldung zu erhöhen. 
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Inwieweit sehen Sie ebenfalls Probleme hinsichtlich der Eilmeldungen zur GewSt-
Umlage und worauf sind diese zurückzuführen? Wie bewerten Sie die Regelung in § 5 
Abs. 3 VO-E? 
 
Gern können Sie uns auch weitere Hinweise zum VO-Entwurf zukommen lassen. Für Ihre 
Rückmeldung bis einschließlich zum 09.03.2015 wären wir Ihnen sehr dankbar. Sofern Sie 
nicht direkt verantwortlich sind für die Beantwortung, bitten wir Sie, das Schreiben an die 
entsprechende Stelle innerhalb der Verwaltung weiterzureichen.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern telefonisch zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
 

 
Langhoff  
 
 
Anlagen 
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